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ZUR FRISTERSTRECKUNG 

 
VOM 3. NOVEMBER 2005 

 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
 
Die Interessengemeinschaft Ganzheitliche Bildung reichte am 15. Dezember 2004 
die beiden erwähnten Gesetzesinitiativen ein. Der Kantonsrat hat an seiner Sitzung 
vom 16. Dezember 2004 vom Eingang der beiden Initiativen Kenntnis genommen. 
Mit diesem Zwischenbericht unterbreiten wir Ihnen den Antrag, die Frist zur Behand-
lung dieser Initiativen zu erstrecken.  
 
1. Ausgangslage 
 
Am 12. Juli 2005 unterbreitete der Regierungsrat Bericht und Antrag zu den Initiati-
ven. An der Kantonsratssitzung vom 25. August 2005 haben Sie das Geschäft auf 
Antrag der Fraktionschefkonferenz zur Beratung an eine 15-köpfige Kommission  
überwiesen. Die Kommission hat an zwei halbtägigen Sitzungen die Initiativen be-
raten. Sie hat sich dabei durch eine Vertreterin und einen Vertreter des Initiativ-
komitees, zwei amtierende Primarlehrpersonen sowie einen Vertreter aus der Er-
ziehungswissenschaft informieren lassen. Als Nächstes wird der Kommissionsbericht 
erstellt. Anschliessend wird sich noch die Staatswirtschaftskommission mit dem Ge-
schäft zu befassen haben. Die beiden Initiativen werden für die Kantonsratssitzung 
vom 22. Dezember 2005 (1. Lesung) traktandiert werden können.  
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2. Fristen 
 
Gemäss § 35 Abs. 4 der Kantonsverfassung vom 31. Januar 1894 (BGS 111.1) 
nimmt der Kantonsrat an seiner ersten Sitzung nach der Einreichung der Unterschrif-
ten von einer Initiative Kenntnis. Er hat sie innert Jahresfrist abschliessend zu be-
handeln. Ausnahmsweise kann er die Frist aufgrund eines Zwischenberichts seiner 
vorberatenden Kommission um längstens sechs Monate erstrecken. Die Frist zur ab-
schliessenden Behandlung im Kantonsrat läuft am 15. Dezember 2005 ab. Der Re-
gierungsrat hat deshalb bereits in seinem Bericht darauf hingewiesen, dass es nicht 
mehr möglich sein dürfte, die beiden Initiativen bis zu diesem Datum abschliessend 
zu behandeln. Er beantragte deshalb, je nach Zeitbedarf, die Frist um längstens 
sechs Monate zu erstrecken. 
 
Die vorberatende Kommission gelangt zum Schluss, dass die eingehende Beratung 
der beiden Initiativen durch die vorberatende Kommission und die Staatswirtschafts-
kommission eine Fristerstreckung notwendig macht. Selbst wenn man aber be-
rücksichtigt, dass bei Gesetzesinitiativen nach ständiger Praxis eine 2. Lesung not-
wendig ist, dürfte es möglich sein, das Geschäft an der Kantonsratssitzung vom 
23. Februar 2006 abschliessend zu behandeln, d.h. es genügt, wenn die Frist um 
drei Monate erstreckt wird. 
 
 
3. Antrag 
 
Gestützt auf diesen Zwischenbericht stellen wir Ihnen den  A n t r a g , 
 
 es sei die Frist zur Behandlung der beiden Gesetzesinitiativen um drei Monate 

zu erstrecken. 
 
 
Zug, 3. November 2005  

Mit vorzüglicher Hochachtung 
 

IM NAMEN DER VORBERATENDEN KOMMISSION 
 
Die Präsidentin: Margrit Landtwing 
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